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·zu '951J" 
Be a n t w 0 r tun ß 

der AnfraBe der AbGeordneten Dr., Kohlmaier, Dr. Schwimmer" 
Heinzinger und, Genossen betreffend übcrprüJuIlg der Durch­
führung und Vorbereitung der Arbeiterkammerwahl'1979 hin­
sich:tlich offensichtlicher Mißstände (Nr. 95/J) 

..... 

Der Beantwortung d:er einzelnen Punkte rnöch te ich folgende 
allgemeine Fests·tiellung voranstellen:. ,,:i.' .:.l 

Die Anfrage spricht teilweise synonym von offensichtlichen 
, 

Mißständen, Wahlmanipulationensowievon Mängel bei der 
Vorbereitune; und DurchfiihrungderWahl~n. Sowei tdie'An-~'; 
frage Behauptungen in Richtung von Wahlmanipulationen' auf­
stellt, sind sie im wesentlichen ident mit dem Vorbringen 
der. beim Bundesministeriu,m für ,soziale Verwal t~nß nnh:inp;i-
-. . !. 

gen Anfechtung der Arbeit~rkammerwahl in der Steiermark. 
) 

Die Prüfung dieser Behauptungen wird im Zuge dieses Ver-
fahrens erfolgeno 

Die Wählererfassung, die Mandatsverteilung auf die einzel­
nen Wahllcörper und dieWahlsprengeleinteilung waren schon 
mehrfach Gegenstand eingehender ,Debatten. Ich da~f hiebei 
an meine Beantvlortung der parlamentarischen AnfraE5e der 
Abgeordneten lng. Gassner und Genossen (Nr. 955/J) im 
Jahre 1977 erinnern, in der' ich· darauf hinwies, daß die 
von den Anfragestellern als "undemokratisch" bezeichneten ... 
Wahlvorschriften durch eine Novelle zum Arbeiterkammerge-
s~tz auf Grund einer von Frau Bundesminister'Rehor er­
stellten Regierungsvorlage vom .Nationalrat am 11. Dezember 
1968 beschlossen \.,rurden..Der Erstellung dieser Vorlage '>',aren 
eingehende Beratungen der Fraktionen in den Arbeiterka.mmern 
vorangegangen., Diese Vorgangsweise entspricht, wie· ich in 
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meiner damaligen Beantwortung betonte, der allgemein 
vertretenen Auffassung, daß bei Lder rechtlichen Gestal­
tung der" inneren Struktur aller autonomen ber~flichen 
Interessenvertretungen auf deren Wünsche und 
Vorstellungen Bedacht genommen wird, soweit dies mit 
den Grundsätzen der Rechtsordnlmg vereinbar ist. Nach 

., 

diesen Grundsätzen würde auch die Regierungsvorlage zur 
Novelle des Arbeiterkammerge:setzes im Jahre 1978-,erstellt. In 
diesem Sinne bin. ich bereit, eine Novellierung der Bestimmun­
gen über die Arbeiterkammerwahlen vorzubereiten, sofern 
dies von den zu~tänd.igen Organen des. ös'terreichischen 
Arbeiterkammertages angeregt wird. ". ",;, 

" . ,[ 

'Zu den einzelnen Punkten der Anfrage möchte ich folgendes 
, ) 

bemerken.: ',' '!, ' ; .• , 

Zu Punkt 1) der Anfrage i ".~ '" 

',., 

IlWerden Sie als die dafür' zuständig'e' Aufsichtsbehörde' die: 
, I 

im Zuge der Vorbereitung und Durchführung der Arbeiterkam-
. merwahl 1979 aufgetretenen Mängel einer eingehenden Prüfung 
. unterziehen .? If 

nehme ich Stellung wie folgt: 

,Gemäß § 30 des Arbeiterkammergesetzes unterstehen. die 
Arbeiterkam:nern und der Arbeiterkammertag der~ufsicht 
des Bundesministeriums für soziale Verwaltung. Dieses Auf­
sichtsrecht über einen Selbstverwaltungskörper erstreckt 
sich auf die im Gesetz ausdrücklich vorgesehenen Fälle, 
darüber hinaus kann dieses Aufsichtsrecht nur bei Ver­
letz\lllgen gesetzlicher Bestimm~ngen durch Organ;~ des .. ' 
Selbstverwaltungf;körpers,wah;r:-genommen werden. 

Mängel im Sinne einer Gesetzesverletzung sind mir über 
die ·in den anhängigen Wahlanfechtungsverfahren vorgebrach­
ten Behauptungen hinaus nicht bekannt, sodaß iCIT keine 
Veranlassung für eine über die Sachverhaltserhebungen in 
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den anhängigen Wahlanfechtungsverfahren hinausgehend.e 
Prüfung der Vorbereitungs- und Durchführungsmaßnahn:.en 
.der Arbeiterkammerwahlen sehe • 

.112 
." .. 0 vlerden Sie die T~'"tsache, daß in einigen steirischen 

Bezirken SPÖ';"Funl<::tionäre, Sekretäre. u.nd Mi tarbei ter 

nachweislich in den Wählerlis"lien doppelt aufe;eschie-
nen sind, ein.er Prüfung un·t;erziehen '( 

30 Wenn nein, au.s welchen Gründen '( 

4~·Welche Stellungnahm.ebeziehen Sie zum Thema dieser 
nach\>leislichen Doppelerfassungen '1 11 

nehme:ich Stellung wie .folgt: 

·Zu der Behauptung, wonach in einigen steirischen Bezirken 

SPö-Funktionäre, Sekretäre und Mitarbeiter n.ach~eislich in. 

denvJählerlisten doppelt aufgeschienen sind, wurde d.ie 

Stellungnahme der Kammer für Arbeiter ~~d Angestellte fü~ 

Steiermark eingeholt. Diese hat den Vor\1ux'f als unbegrul1-

d.et zurückgewiesen .. Nach. l'1~ tteilung dieser Kam.'D.er sind 

ähnliche Vorwürfe bereits \-lährend des vlahl verfahrens er­

hoben und daher bereits damals genauestens geprüft 'förden .. 

Diese Behauptungen stehen, 1;lie mehrfach von den Vorsi tzen­

den der Zweigwahlkommissionenfestgehalten wurde, mit der 

Aktenlage im Widerspruch. 

Im übrigen möchte ich darauf verweisen, daß die Wahl in 

die Vollversanunlung der Arbeiterkammer für Steiermark 

ohnehin fm Rahmen des anhä.ngigen Wahlanfechtungsve:::-fah­

rens einer Prüfung u...'1terzogen wird .. -. 

ZU.J?unkt 5) de~frage 

IlWas beabsichtigen Sie zu unternehmen, tUn das Problem der 

mangelhaften \"ählereri'assung bei Arbe i t erkaru.JTll~rwa.hlen ei!l8J.' 

Lösung zuzufi.ihren '~:I • 

neJ:une ich Stellung 'vde folgi.;: 

'. 
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Bezüglich der Wählererfassung habe ich die Arbeiterkamme::::-n 

um Berichterstattung gebeten, um ev-entuelle füingel festzu­

stel1enbzi.'l. Maßnahmen darüber zu erörtern. 

Die gesetzlichen Vorau.ssetzungen zur Erfassung aller i.va111-

berechtigten Arbei terkrunmerzugehörigen sind im Arbeiter·­

kammergesetz und in der A~beiterkammer-Wahlordnung fest­

gelegt 0 Diese Vorschriften sind meines Erac;htens eine au.8-

reichend.e Grundlage für die zuständigen Wt;thlbehörden, die 

Wahlberechtigten unter Mi tvlirlrung der Träger der gesetzli­

chen Krankenversicherung sOi,-de d·er Arbeitgeber ordnungsgemäß 

zu erfassen. Innerhalb dieses gesei;zlichen Rahmens wurden 

nach den Berichten der einze1nen Kammern die technisch-orga­

nisatorischen l"Iaßnahmen getroffen, um eine möglichst lüclcen­

lose Erfassung der Wahlberechtigten sicherzustellen .. Al~e 

Arbei t·erkammern haben den Vorwurf einer ID811gelhaften Wähler~ 

erfassung zurückgewiesen und gleichzeitig betont·, daß <lurch 

·intensive organisatorische Maßnahmen.ein äußerst hoher Er­
fassungsprozentsatz erreicht 'V/erden konnte. GC\.;isse Schvd.e­

rigkei ten technisch-orga.nisatorischer Art haben sich. ledi.g­

lich dadurch ergeben, daß von manchen ArbeitgeberIl di.€ Wäh­

ler,!erzeichnisse und Wähleranlageblätter nicht terminge­

recht oder mangelhaft rückgesendet \'iurden .. Diese Schwierig­

keiten konnten aber größtenteils durch Urgenzen behoben 

werden. 

Soll ten sich tatsächlich ge\Jisse Mängel bei der Wähler­

erfassung ergeben haben, so scheinen mir diese aber nicht 

in der Konzeption der gesetzlichen Regelung sondern in 

deren Durchführu.ng gelegen zu sein. Die Durchfiihrung der 

Wahle~ fällt aber in die Aut0l10mie der Arbei terkanunern. 
----'._-" 

Zu Punkt 6) der Anfrage 

"Sie Sie bereit, die bisherige frUhzeit:i.e;e Mandatsvertei­

lung, die zu Verzerrungen der im Zei tpunkt der \hl.hldurch­

führunc; tatsächlich gegebenen Situation bei den '".!ahlkörpcrn 

der Arbeiter und Anf::~eßtell ten fUhrt, abzulösen '? 11 

nehme ich Stellunr; wie folgt: 
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Ich darf daran erinnern, daß diese Frage schon bei der 
letzten Novellierung des Arbeiterkammergesetzes eiIlßehend 
im Sozialausschuß bzw. in einemUnterausschuß beraten 
wurde und ein diesbezüglicher Antrag der ÖVP-Fraktion 
keine Mehrhei t ~efunden hat. Seit damals haben sich di'e 
Voraussetzungen nicht geändert. Ich bin, aber auch der 
Auffassung, 'daß die Argumentation,die bisherige IIfrüh­
zeitige 11 Mandatsverteilung führe zur Verzerrung der im 
Zeitpunkt der Wahl durchführung tatsächlich gegebenen 
Situation bei den Wahlkörpern, nicht, zutrifft. Das Arbei­
terkammergesetz verlangt die Festsetzung der auf die ein-

. zeInen Wahlkörper entfallenden Mandate indem Ausmaß, daß 
,der Zahl der je~em Wahlkörper angehörenden Dienstnehmer 
im Verhältnis zur Gesamtzahl der arbeiterkammerzugehörigen 
Dienstnehmer entspricht~ Die Tatsache, daß als Grundlage 
für die Mandatsberecbnungen die einige Monate zurücklie'-' 
genden Zahlen derkammerzugehörigen Beschäftigten heran-

, gezogen werden, kann, da sich das Verhältnis zwischen 
Arbei tern und Angest,ell ten in di es em Zei tpaum kaum spürbar 
ändert, zu keiner Verzerrung führen. • 

Im übrigen, darf ich daran erinnern, daß gerade vor den 
letzten Arbeiterkammerwahlen die Verordnung, mit der die 
Mandate auf die einzelnen Wahlkörper verteilt wurden, im 
nahezu letztmöglichen Zeitpunkt erlassen wurde .. Ich sehe 
daher gegenüber den letzten Wahlen keine Möglichkeit, die 
Zeitspanne zwischen der Erlassung der Verordnung und der 
Durchführung der Wahlen noch weiter zu verkürzen. 

Zu Punkt 7) der Anfrage' 
-

"Sind Sie bereit, die bisherige willkürliche Spr~ngelein-
b ~.; 11 teilung im Rahmen einer Gesetzesnovellierung zu ver essern 

nehme ich Stellung wie folgt: 

Gemäß § 10 c l'i t. b des Arbeiterkammergesetzes hat die 
Ha1,.lptwahlkommission unter Bedachtnahme darauf, ob die 
Wahl an einem oder an 7.wei Tagen stattfindp.t und auf die 

1f' ... --. __ .. -______ ._~ .. ____ _ 
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voraussichtliche Anzahl der Wahlberechtigten die Zahl und 

die Abgrenzung der Wa...rllsprenge1. festzulegen. 

weise ha.t der Gesetzgeber ge"\':ähl t, weil dadurch der sehr 

unterschiedlichen örtlichen Streuung d.er \ole.hlberechtigten 

auf Grund der Beurteilun.g der mit dca regionalen Gegebenheiten 

ver-Grauten :E'un1r.:tionäre auf Bezi.rksebene OZll. J~ande.sebelle am 

besten Rechnung getragen werden kanno Dadurch kön...'1ei.1' z" Bo 
Stan.dortverlegune;en yon Betrieben oder NeugrUnüungen am . 

; - __ ._. _____ • ___ ";'" __ •••• -. _____ • _ ••• __ .-:. F ___ • 

. --_____ .~-.: __ ~sten berück.sichtigt v:erden~ 
: . . ... -. .-. --._-------_._-------

. Die. unertragungeiner Aufgabe 1\lie' die SprengeleinteiJ.tUl(:; 

in die Autonomie der Selbstverwa.ltung kann me:Lner·f'1einung 
nach nicht als lI"lillkürlieh ll angesehen werdeno Im übrigen ver­

weisen die meisten Arbeiterkam1l1eI.'n d.ara.uf, daß die Sprengel­
einteilungen auf einstj~rnmigen Beschli.iss;en der Hauptltlahlkom­

missionen beru..'1en, . sodaß auch aus diesen Gründen· von keiner 

vlillkürlichenFests etz,ung gesprochen werd.en kaT.Jl.l.o. . 

i· 
1 

Aus diesen Erwägungen erschein.t ::n.ir eine starre generelle 

Regelung der Wahlsprengeleinteillli'1g 1 vde etwa die Err:i.ch-· 

tung solcher Sprengel in jeder Ge:meinde~ nicht der notwen­

digen ]'lexibili tät zu entsprecho:uo 
: 

._----_. __ .... 

Zu Punkt 8) der ~nfr~ß2 

"Was werden Sie unternehmen 1 u.m die unzureichenden 3inspruchs­

m6ElichkAitcn, durch die es dem einzelnen Arbeitnehmer oft 

. unmöGlich gemacht wird, einen Einspruch zu erheben, Z.ll ver­

bessern ,?II 

nehme ich SteIlung wie folgt: 

n· A f~ d 'h'hl 1 - + ., d E' . ~~1.-. 1.e .l' .. U .LuGe er wa ... _.J.. er ...:..J.S ",en unC!. as J.l1SprUCIlSVer.l. <.Ulren 

sind im Arbei terkarn.mf:rgesetz (.§ 10 q) b2,1-;. in der Arbei ter-·_· 
kamrner-Wahlor(3-uu."1G (§ 29) genau festgelegt. Diese Bestimmun­

gen ermögli ehen es d.er Hauptwahlkom...t'1iission bei der Festle­

guns der ~,';ahlkrei.se 1..lnd de!.1 Amtssi tz deI' Z\·JI~ifE\-.ra.hH\:Om;nis­

sionen, bei denen EinsprUche einzubringen sind, auf ~ie 

besonderen Gee;ebenhei ten in dem ,j eweilie;en Bundesl.and Be­

dacht zu nehmen, Auf die se Einspruch srnögl ichlee it en wi.l:::,den 

die Ka.mrnerzugehörigen in zal:tlreichen AnschJ.8.gen und Aus,-­

sendungen sowie durch Informationen in den Medien hinge­

wiesen. Ich hal te daher in übercinstünmung illi t den Arbe:i..-
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.. terkammcrn die legistJischen Regelungen bezüglich der 
Einspruchsmöglichkeiten als ausreichend. 

IIWerden Sie darüberhinaus einen Vorschlag dahingehend unte:-­

breiten, daß bei der Besetzung der Wahlbüro$ auch die r'lin­

derhei t eine ausreichende . Berücksichtigung findet '? 11 

nehme ich Stellung wie folgt: 

Das Wahlbüro stellt ein Hili'sorgan dar, das von der Ka.mmer 
zur UnterstU:tizung der \-lahlbehörden eingerichtet wird und 

das hauptsächlich mit den administrativen Angelegenheiten 

bei der Vorbereitung der \-Jahl befaßt ist .. Die Arbe·iterl::ammern 
müssen bei der personellen Bese~vzung der Wahl büros berück­

sichtigen, welche Mitarbeiter zur Bewältigung der vieIfe.chen 
Au~gaben dieses Büros a.m besten fachlich qualifizie:r-t sind 
und darüber hinaus von der ihnen ansanst obliegenden Tätig­
kei t durch Monate enthoben· werden kÖlmen~ Außerdem ist das 

Wahlbüro kein beschlußfassendes Organ, vielmehr hat es 

die Vorbereitungsarbeiten·für die Wahl entsprechend den 
Beschlüssen der Hauptwahl- und der Zweigwahlkommissionen 
durchzuführen, in denen auc'h die Minderheiten (durch Mi t~ 
glieder oder Vertrauenspersonen) vertreten sind. 

A\1.sdiesen Erwägungen halte ich in Übereinstimmung mit der 

Auffassung des Österreichischen Arbeiterkammertages die 
Berücksich.tigung fraktioneller Gesichtspunkte für kein 
geeignetes J~.J'i t~~_iUJp. bei. der personellen Besetzung der 
Wahlbüros_~ 

~u,~Punkt 10) der AnfraM 

IlSind Sie bereit, die Bestimmunr;en iiber die Wahlhnrechti­
gune; bei r;eri.nc:fi.ieiger Besch:iftigun~ ein(~r Revision 7,U 

unterziehen, um dem Eingehen von Schein-Dienstverhältnissen, 
'.I- ' wie dies offensichtlich in Tirol der Fall gewesen ~s~, elnen 

Riegel vorzuschieben ':'11 

nehme ich Stcllu.nß wie folGt: 
... --;-._----_._-_ .... - _. "-.'-----' 
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Grundsätzlich sind auch geringfügig beschä.ftigte Arbeit­

nehmer k~Ullnerzugehörig un.d d.amit wahlberechtigt. Eine 

Sonderregelur..g, die geringfügig beschäftigte Arbeitnehmer 

vom Wa.hlrecht ausschließt ~ erscheint rechtlicÜl bedenklich! 

da sie zwei Kategorien von KammerzuiehBrigen schaffen würde. 

Ich stimme mit Ihnen' aber übere:i..n, claß es nicht wünschens-

. wert ist ~ werL."1 das Eingehen von Seheinarbe :i.ts-ITer-r.läl tinissen 

dazu führen könnte, die Ergebnisse der Arbei terkarrunex"'>Jahlell 

zu beeinflussen .. Die Vermeidung des Eindri::Jgeni3 von ßchein­

arbeitsverhältnissen in den Ar1)ci tGrkam::l1.erbereich wird 

z:weifellos Gegenstand. "'leiterer 'überlegungen bleiben" 

Die Frage von Scheinarbeitsverhä.l tnissen ka.nn aber nicht 

allein auf das Mer1anal. der geringfügigen BeschäftigUJ.lg ab­

gestell t ,ierdeno Die Gefahr des Eingehens . von Schei.narbei ts..;. 

verhältnissen sehe ich Ztill1 Beispiel auch dort, ,."ro zur Er- . 

langung von Vorteilen in st.euer- und soz:i.alversicherullgs­

l.'echt~licher Hinsiü!:lt ein materieller Ar:reiz ZIJJll Abschluß 

solcher Vereinbarungen besteht und diese etwa auf Gru.nd 

sehr enger verwandtschaftlicher Bindungen (z .. B& zwi~zcb.en 

. Ehegatten oder Eltern 1..1.1113. Kj ndern) lei.chter geschlcssen 

werden können~ 

Ob einScheinarbei tsverhäl i;nis vorliegt 9 kann nur im Ein-· 

zelfall und nach genauer Prüf'll.ng des Sachverhaltes fest~· 

gestellt werder... Bei konkreten Hinweis en wäre es eine An­

gelegenheit des Einspruchve::;::'fahrens ~ die Jf::-age des Vorlie­

gens eines Scheinarbei tsverh=:iltnisses zu prüfen tmd zu 

entscheiden. 

113/AB XV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)8 von 8

www.parlament.gv.at




